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deutig hervorgehen, aus welchem Beweisergebnis das 
Gericht die Voraussetzungen des § 24 FGB als erfüllt 
angesehen hat. Sind aus der Ehe Kinder hervorgegan­
gen, dann ist auch auszuführen, ob und wie deren In­
teressen durch die gerichtliche Entscheidung gewahrt 
werden. Weder bei klageabweisenden Urteilen noch bei 
Scheidung einer Ehe darf die erzieherische Wirkung des 
Urteils verlorengehen.

Große Schwierigkeiten bestehen bei den Gerichten hin­
sichtlich der sofortigen Begründung und Verkündung 
der getroffenen Entscheidung (§ 21 Abs. 1 und 2 FVerfO). 
Die zum Teil erheblichen Verzögerungen in der Ver­
kündung der Urteile werden von den Bürgern nicht 
verstanden; sie beeinträchtigen maßgeblich die gesamte 
Wirkung des Gerichtsverfahrens und führen oft zu Ein­
gaben der Bürger. Deshalb müssen sich die Direktoren 
mit allem Nachdruck darum bemühen, daß die Ver­
fahrensvorschriften gleichermaßen exakt durchgesetzt 
werden wie das materielle Recht. Hier geht es nicht um 
formale Anforderungen, sondern um Grundfragen der 
gerichtlichen Arbeitsweise.

Zur rationellen Gestaltung der Zivilverfahren
v

Im Zivilverfahren sehen wir Möglichkeiten für das 
Erschließen von Zeitreserven insbesondere darin, daß 
die Übersendung der Klage an den Verklagten mit der 
Auflage verbunden wird, innerhalb einer bestimmten 
Frist zur Klage Stellung zu nehmen. Dabei ist gleich­
zeitig der Termin der mündlichen Verhandlung anzu­
beraumen. In noch größerem Umfang als bisher sollten 
auch Stempel und Formulare verwendet werden. Einige 
Kreisgerichte müssen ihre bisher geübte Praxis über­
winden, Anerkenntnis- und Versäumnisurteile immer 
zu begründen. Hierzu besteht nur dann Veranlassung, 
wenn durch die Begründung die gesellschaftliche Wirk­
samkeit der Entscheidung erhöht werden kann.

Die Orientierung des Obersten Gerichts, zur schnellen 
Durchsetzung von unstreitigen kurzfristigen Mietrück­
standsforderungen mehr von Mahnverfahren Gebrauch 
zu machen/3/, hat zu einer Zunahme dieser Verfahrens­
art geführt. Immer mehr werden auch Ansprüche auf 
rückständige Teilzahlungsraten und auf Zahlung des 
Entgelts für Strom- und Gasverbrauch im Mahnverfah­
ren geltend gemacht. Wie richtig diese Orientierung des 
Obersten Gerichts für die Festigung der Zahlungs­
disziplin der Bürger bei möglichst geringem Arbeitsauf­
wand für alle Beteiligten ist, läßt sich daraus ableiten, 
daß im Jahre 1971 nur gegen 4,5 Prozent der Zahlungs­
befehle Widerspruch bzw. Einspruch gegen die Voll­
streckungsbefehle erhoben wurde.
Der mit der Orientierung auf verstärkte Anwendung 
von Mahnverfahren beabsichtigte und durchaus auch er­
reichbare Nutzen für die Bürger, Betriebe und auch 
für die Gerichte wird jedoch dort beeinträchtigt, wo die 
Kreisgerichte die Gesuche auf Erlaß eines Zahlungs­
befehls nicht zügig bearbeiten. Schwierigkeiten gibt es 
insbesondere bei den Gerichten, die deshalb einen 
außerordentlich starken Arbeitsanfall an Mahnverfah­
ren und Vollstreckungsmaßnahmen haben, weil be­
stimmte Gläubiger (z. B. Energieversorgungsbetriebe) 
für einen über das Kreisgebiet hinausgehenden, mit­
unter den gesamten Bezirk umfassenden örtlichen Be­
reich ihren Gerichtsstand am Sitz des betreffenden 
Kreisgerichts haben. Außerdem spielen aber auch Ka­
derschwierigkeiten und Fragen des richtigen Einsatzes 
der vorhandenen Kräfte eine Rolle.

13/ Vgl. Abschn. B) Ziff. 3 des Beschlusses des Plenums des 
Obersten Gerichts zu Fragen des Wohnungsmietrechts vom 
15. Dezember 1971 - I P1B 1/71 — (NJ-Beilage 1/72 zu Heft 2).

Zur rationellen Gestaltung der Arbeitsrechtsverfahren

Zum Stand der rationellen Verfahrensgestaltung in Ar­
beitsrechtssachen und zur Effektivität dieser Verfahren 
ist im Bericht des Präsidiums an das Plenum des Ober­
sten Gerichts auf der 3. Plenartagung ausführlich Stel­
lung genommen worden./4/ Die entscheidende Zeit­
reserve für eine zügigere Bearbeitung der Arbeits­
rechtssachen, die es entschlossen zu nutzen gilt, liegt in 
der Zeitspanne zwischen dem Eingang der Klage und 
den ersten richterlichen Verfügungen zur Vorbereitung 
der mündlichen Verhandlung. Nicht stichhaltig ist die 
verschiedentlich zu hörende Auffassung, daß der Ter­
min zur mündlichen Verhandlung nicht früher als vier 
Wochen nach Klageeingang stattfinden könne, weil im 
Interesse einer rationellen Verfahrensdurchführung 
alle Terminstage voll belegt werden müßten und auf 
zufällig eingehende Arbeitsrechtssachen keine Rücksicht 
genommen werden könne. Derartige Ansichten führen 
oft dazu, daß selbst über fristlose Entlassungen erst

IM Vgl. „Aufgaben der Arbeitsrechtsprechung ln Auswertung 
des 8. FDGB-Kongresses als Beitrag der Gerichte zur Gestal­
tung der Arbeits- und Lebensbedingungen der Arbeiter, Ange­
stellten und Angehörigen der Intelligenz“, NJ 1972 S. 563 ff. 
(564).
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